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Sachgebiet 82 


Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung 

I c 1 - 150/70 


Bonn, den 29. Juli 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Überschüsse der Sozialversicherung im Jahre 1970 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Katzer, Dr, Stolten- 
berg und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/980 — 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Katzer, Dr. Stoltenberg 
und der Fraktion der CDU/CSU beantworte ich im Einverneh- 
men mit den Herren Bundesministern der Finanzen und für 
Wirtschaft wie folgt: 


1. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Überschüsse der im 
Sozialversicherungskonto der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung erfaßten Institutionen nach der dem Sozialbudget 1970 
zugrunde gelegten Abgrenzung (Ist-Rechnung), und wie ver- 
teilen sich diese auf die einzelnen Institutionen? 


Die Bundesregierung erwartet, daß die Überschüsse der im 
Sozialversicherungskonto der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung erfaßten Institutionen nach der dem Sozialbudget zu- 
grunde gelegten Abgrenzung 1970 insgesamt 6 bis 7 Milliarden 
DM betragen werden. Die Finanzierungssalden der einzelnen 
Institutionen werden wie folgt geschätzt: 


1970 (Mrd. DM) 


Rentenversicherung der Arbeiter 

+ 

1,2 

bis 

+ 

1,6 

Rentenversicherung der Angestellten 

+ 

2,2 

bis 

+ 

2,9 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

— 

0,1 

bis 

+ 

0,1 

Altershilfe für Landwirte 



0 



Krankenversicherung 

+ 

1,0 

bis 

+ 

1,4 

Unfallversicherung 

+ 

0,1 

bis 

+ 

0,2 

Bundesanstalt für Arbeit 

— 

0,1 

bis 


0 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst 

+ 

1,1 

bis 

+ 

1,2 

insgesamt 

+ 

6 

bis 

+ 

7 
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Der Finanzierungsüberschuß von 6 bis 7 Milliarden DM in der 
Abgrenzung des Sozialbudgets entspricht dem Finanzierungs- 
überschuß von 7 bis 8 Milliarden DM in der Abgrenzung der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, den die Bundesregie- 
rung in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU zur Konjunkturpolitik vom 26. Mai 1970 (Drucksache 
VI/847) mitgeteilt hat. Die Differenz von rd. 1 Milliarde DM 
beruht auf methodischen Abweichungen. 


2. Wie hoch sind 

a) die bei Trägern der Arbeiterrentenversicherung und 

b) die bei der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

angesammelten liquiden Mittel? Wieviel entfallen davon je- 
weils auf Betriebsmittel und wieviel auf die Liquiditätsreserve 
gemäß § 1383 b Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung bzw. 
§ 110 b Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes? 

Kann die Bundesregierung Statistiken vorlegen, in denen die 
in Frage stehenden Positionen aufgeschlüsselt dargestellt sind? 


Die Höhe der bei den Trägern der Arbeiterrentenversicherung 
und bei der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte am 
30, Juni 1970 angesammelten liquiden Mittel und deren Auf- 
teilung auf Betriebsmittel und die Liquiditätsreserven gemäß 
§ 1383 b Abs. 2 RVO bzw. § 110 b Abs. 2 AVG ergibt sich aus 
der nachstehenden Übersicht. 


Versicherungszweig 
ArV AnV 
Mio DM 


Liquide Mittel per 30. Juni 1970 

1 121 

3 110 

Von 1. entfallen auf 



a) Betriebsmittel 

280 

123 

b) Liquiditätsreserven 

841 

1 604 

Summe a) + b) 

1 121 

1 727 

Zusätzliche Liquiditätsreserve 
(1. minus 2.) 

_ 

1 383 


3. Liegen der Bundesregierung Vorausschätzungen darüber vor, 
zu welchem Zeitpunkt die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
die vorgeschriebene Höhe der Liquiditätsreserve nach § 1383 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung und § 110 b Abs. 2 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes erreicht haben wird? 

Wie sich aus der Beantwortung der Frage 2 ergibt, hat die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte die vorgeschrie- 
bene Höhe der Liquiditätsreserve nach § 110 b Abs. 2 AVG er- 
reicht und darüber hinaus eine zusätzliche Liquiditätsreserve 
angesammelt. 
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Bei der Arbeiterrentenversicherung stand am 30. Juni 1970 
einem Liquiditätsreserve-Soll gemäß § 1383 b Abs. 2 RVO von 
2 782 Millionen DM ein Liquiditätsreserve-Ist von 841 Millio- 
nen DM gegenüber, mithin ein Fehlbetrag der Liquiditätsre- 
serve von 1 941 Millionen DM. Der Bundesregierung liegen 
keine Vorausschätzungen darüber vor, zu welchem Zeitpunkt 
die 20 Träger der Arbeiterrentenversicherung die vorgeschrie- 
bene Höhe der Liquiditätsreserve nach § 1383 b Abs. 2 RVO 
erreicht haben werden. 


4. Zu welchem Ergebnis ist die Bundesregierung bei der ange- 
kündigten Überprüfung der Möglichkeit der Anwendung des 

§ 1383 b der Reichsversicherungsordnung gekommen? 

a) Hat die Bundesregierung bereits darauf hingewirkt, das 
Instrumentarium des § 1383 b Abs. 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung und des § 110 b Abs. 2 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes für eine antizyklische Anlagepolitik der 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen zu nutzen? 

b) Hat die Deutsche Bundesbank zu erkennen gegeben, daß sie 
die Anwendung der oben zitierten gesetzlichen Vorschriften 
für erforderlich hält? 

c) Sind der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger und 
die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte von der Bun- 
desregierung bisher gemäß den oben zitierten gesetzlichen 
Vorschriften angehört worden? 

d) Zu welchem Zeitpunkt und in welcher Höhe hält die Bundes- 
regierung eine Anlage von liquiden Mitteln der Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherungen in Mobilisierungs- und 
Liquiditätspapiercn der Deutschen Bundesbank für erforder- 
lich? 


Die Bundesregierung hält im gegenwärtigen Zeitpunkt die An- 
wendung der §§ 1383 b RVO bzw. 110 b AVG nicht für erforder- 
lich. Sie begründet diese Auffassung wie folgt: 

Durch die restriktive Kreditpolitik der Deutschen Bundesbank 
ist die Überliquidität bei Wirtschaft und Banken beseitigt. Die 
inzwischen eingetretene Entwicklung auf den internationalen 
Geld- und Kapitalmärkten hat es erforderlich gemacht, die Ak- 
zente der Stabilisierungspolitik von den geld- und kreditpoli- 
tischen Restriktionen auf fiskalpolitische Maßnahmen zu ver- 
lagern. 

Die von Bundestag und Bundesrat gebilligten zusätzlichen Sta- 
bilisierungsmaßnahmen tragen diesem Erfordernis Rechnung. 
Eine Stillegung von Mitteln der Versicherungsträger hätte nicht 
im Einklang mit der Zielsetzung des Stabilisierungsprogramms 
gestanden. Daher konnte die Bundesregierung nicht noch zu- 
sätzlich die Stillegung von Mitteln der Rentenversicherungs- 
träger vorsehen. 

Sofern die Träger der sozialen Selbstverwaltung der gesetzli- 
chen Rentenversicherungen von sich aus liquide Mittel im Rah- 
men ihrer finanziellen Möglichkeiten freiwillig in Schatz- 
wechseln und unverzinslichen Schatzanweisungen anlegen, be- 
darf es dazu keiner weiteren Initiative der Bundesregierung. 
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5. Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß andere 
Träger der sozialen Sicherung, für die es entsprechende gesetz- 
liche Vorschriften nicht gibt, auf freiwilliger Basis bei der An- 
lage ihrer liquiden Mittel den konjunkturpolitischen und wäh- 
rungspolitischen Erfordernissen Rechnung tragen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere die Möglich- 
keit, auf eine antizyklische Anlagepolitik der Versorgungsan- 
stalt des Bundes und der Länder hinzuwirken? 


Für die übrigen Träger der sozialen Sicherung gilt in der gegen- 
wärtigen Konjunktursituation das der Antwort zu Frage 4 Dar- 
gelegte. 

Die vorübergehende Stillegung von liquiden Mitteln aus kon- 
junkturpolitischen und währungspolitischen Gründen — durch 
Anlage in Geldmarkt-, Mobilisierungs- und Liquiditätspapie- 
ren — ist für die Träger der Arbeiterrentenversicherung in 
§ 1383 b Abs. 2 RVO, für die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte in § 110 b Abs. 2 AVG und für die Bundesanstalt 
für Arbeit in § 220 Abs. 3 AFG als Möglichkeit vorgesehen. Das 
Fehlen entsprechender gesetzlicher Regelungen für jene übri- 
gen Träger der sozialen Sicherheit, die überhaupt über nennens- 
werte Rücklagen verfügen, schließt nicht aus, daß diese Träger 
von sich aus in gleicher Weise verfahren können wie es den 
eingangs genannten vorgeschrieben werden kann. Die Bundes- 
regierung vertritt die Auffassung, daß sich auch die Selbstver- 
waltungsorgane der gesetzlichen Krankenversicherung und der 
gesetzlichen Unfallversicherung einer etwaigen Anregung zur 
Stillegung liquider Mittel außerhalb des Geschäftsbanken- 
systems im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten nicht ver- 
schließen werden, wenn dies aus konjunkturpolitischen und 
währungspolitischen Gründen wünschenswert erscheinen soll- 
te. Dies setzt voraus, daß dadurch der gesetzliche oder satzungs- 
mäßige Verwendungszweck der jeweiligen Rücklage nicht be- 
einträchtigt wird. Die gleiche Auffassung vertritt die Bundes- 
regierung hinsichtlich der Anlagepolitik der Versorgungsan- 
stalt des Bundes und der Länder. 


Walter Arendt 
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